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Wissen und Willen des Militärkommandos stattgefunden, wenn ferners die 
bestimmte Zusicherung erfolgte, dass künftighin derartige Akten, bewaffnete 
Gebietsüberschreitungen ohne Bewilligung der schweizerischen Behörden nicht 
mehr Vorkommen werden und wenn endlich der Militärtransport in kleinen, vom 
Kommissariate zu bestimmenden Detaschementen vor sich gehen würde.

Man wolle ihn indessen an keinen Ausdruck binden, sondern überlasse es, in 
Bestätigung der ihm unter’m 24.ds. ertheilten Vollmacht gänzlich seiner Ansicht, 
den obschwebenden Konflikt einem für beide Theile wenn immer möglich befrie­
digenden Ziele entgegenzuführen. Hie bei dürfe wohl auch der Umstand in 
Betracht kommen, dass von dem Generalkommando zwei höher gestellte Beamte 
express nach der Bundesstadt zur Berichterstattung abgeordnet worden sind, 
woraus zu erhellen scheine, dass man auch jenseits Gewicht darauf lege, diesen 
Incidenzpunkt auf dem Wege der Minne beizulegen.4

4. Cf. la déclaration du major Du Hall, à Schaffhouse, le 28  ju illet 1 8 4 9 (E 27 /1 3 2 7 7 ,  publiée  
dans FF 1849 II, p. 3 6 5 —366). L e m êm e jour Du H all et G m ür signent une convention sur le 
retraitdes troupes hessoises(E 21  / 1 3 2 7 7 , publiée dansFY  1 8 4 9 II,p. 366-368). Les troupes hes- 
soises quittèrent Büsingen le 30 juillet; cf. le rapport de G m ür au Conseil fédéral du 31 ju illet 
1849  (E  2 7 /1 3 2 7 3 ,  publié dans FF 1849 II, p. 3 6 8 -3 7 2 ) .
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Le Conseil fédéral
au Ministre-résident de Bade près la Confédération (à Fribourg en Brisgau)

A. von Marschall

Copie
N  Bern, 30. Juli 1849

Mittelst Note vom 18. Juli1 hat S. Hochwohlgeboren, Hr. Freiherr von Mar­
schall, Grossherzoglich-badischer Ministerresident bei der Schweizerischen Eid­
genossenschaft dem Bundesrathe mitgetheilt, dass bei den letzten Ereignissen im 
Grossherzogthum Baden Brandschatzungen, Plünderungen, Raub und Erpres­
sungen vorgefallen und dass die Objekte dieser Verbrechen grossentheils in die 
Schweiz verschleppt worden seien. Auf diese Thatsache gestüzt, haben Hochdie- 
selben das Begehren gestellt, dass von Seite der Behörden alles geschehe, um dem 
rechtmässigen Eigenthümer zu dem Seinigen zu verhelfen und gleichzeitig die 
Bemerkung beigefügt, dass hierin nicht überall eine willfährige Unterstützung 
sich gezeigt habe.

Der schweizerische Bundesrath gibt sich die Ehre, hierauf zu erwidern, dass er 
von Anfang an diejenigen Anordnungen getroffen hat, welche den angenomme-

1. E 2 /4 3 7 .
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nen Grundsätzen des nachbarlichen Verkehrs in Justiz- und Polizei-Sachen ent­
sprechen, und dass er auch fortan Willens ist, in dieser Richtung alles dasjenige zu 
thun, was die internationalen Verpflichtungen erheischen. Zu diesem Behufe 
wird er auch weiters den Kantonen die erforderlichen Weisungen ertheilen. Wo 
entfremdetes Eigenthum entdekt wurde, ist es mit Beschlag belegt worden, und es 
hat auch das eidgenössische Justiz- und Polizei-Departement spezielle Verfügun­
gen getroffen. Die in der Note besonders erwähnten, aus dem fürstlich fürstenber- 
gischen Schlosse in Donaueschingen entwendeten Gegenstände dürften gegen­
wärtig infolge eines früheren Beschlusses des Bundesrathes2 bereits dem recht­
mässigen Eigenthümer zurückgestellt sein. Sollten, wie angedeutet wurde, ein­
zelne Behörden wirklichen Verpflichtungen nicht ganz nachgekommen sein, so 
müsste dem Bundesrathe eine nähere Darstellung des Sachverhaltes vorgelegt 
werden, um den Vorfall beurtheilen und das Angemessene verfügen zu können.

Im Weitern hat der Grossherzoglich-Badische Hr. Minister-Resident das 
Ansinnen gestellt, dass solche Individuen, welche sich gemeiner Verbrechen 
schuldig gemacht, verhaftet und unter Umständen ausgeliefert werden.

Es wird Hochdenselben bekannt sein, dass die grossherzoglich-badische 
Regierung mittelst Schreiben vom 10.Juli h .a.3 die Kündigung des Vertrages 
vom 30. August 18084, sofern er sich auf politische Vergehen bezieht, ange­
nommen und den übrigen Inhalt des Vertrages nur unter einer für die Schweiz 
sehr wesentlichen Beschränkung als weiters verbindlich erklärt hat. Unter diesen 
Umständen ist die Rechtsverbindlichkeit des ganzen Vertrages in Frage gestellt. 
Hievon abgesehen und unter Vorbehalt der weiteren Erörterung dieser Frage 
wird der schweizerische Bundesrath jeden Spezialfall unter Prüfung der Akten 
behandeln, immerhin in der Meinung, dass bei Concurrenz von politischen 
und gemeinen Verbrechen eine Auslieferung in der Regel als unzulässig be­
trachtet werden muss.

Die Anzeige endlich, dass nächstens ein grossherzoglicher Offizier sich nach 
der Schweiz begeben werde, um das den Flüchtlingen abgenommene Kriegsmate­
rial zu übernehmen, hat den schweizerischen Bundesrath einigermassen befrem­
den müssen. Wenn derselbe auch nicht bezweifelt, dass die Eidgenossenschaft 
keinen Anspruch machen werde auf fremdes Eigenthum und dass sie zur Restitu­
tion an den rechtmässigen Eigenthümer sich bereitwillig zeigen werde, so muss 
jedenfalls über die Bedingungen und die Art und Weise der Restitution vorher ein 
Einverständnis stattfinden, welches geeignet ist, allfällige Anstände zwischen 
beiden Staaten gleichzeitig zu beseitigen. Ein spezieller Punkt dieser Art, der zu 
Verwikelungen führen könnte, ist in der Note selbst berührt, nämlich das Begeh­
ren, dass alles Kriegsmaterial, ohne Unterscheidung, ob es badisches oder ande­
res Staatseigenthum ist, sei, ob es Gemeinden oder Privaten zugehöre, an den 
Grossherzoglich-Badischen Beamteten abgegeben werde. Hierüber hat der 
schweizerische Bundesrath die Ehre mitzutheilen, dass bereits vom deutschen 
Reichsministerium offizielle Reklamation durch eine besondere Abordnung

2. Du 16 juillet 1849 (E  1004 1 /3 , n° 1842).
3. Note du Ministre des Affaires étrangères de Bade, F. A. Klüber, au Conseil fédéral (E 2 1 / 
24619).
4. Sur l ’extradition des criminels (RO 1, p. 423—430).
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erhoben wurde5, und dass er einen bestimmten Grund hat, anzunehmen, es werde 
dasselbe auch von anderen Staaten erfolgen.6 Im Übrigen muss der Bundesrath 
noch die Anzeige beifügen, dass die Bundesversammlung, welche nächster Tage 
Zusammentritt, diese Angelegenheit höchstwahrscheinlich in ihre Berathungen 
aufnehmen wird.7

5. Cf. la note du Ministre des Affaires étrangères de VEmpire germanique ad interim, A. von 
Sayn-Wittgenstein-Berleburg, au Conseil fédéral du 18 juillet 1849  (E  2 /4 3 7 ).
6. Cf. les notes du Ministre de Bavière à Delémont, F. von Verger, au Conseil fédéral du 27  juillet 
1849, et du Commandant des troupes mecklembourgeoises dans le Grand-Duché de Bade, A. F. 
von Witzleben, au Conseil fédéral du 6 août 1849  {E 2 /4 3 7 ).
7. Cf. les rapports du Conseil fédéral à l ’Assemblée fédérale du 29 juillet 1849  et du 2 août 1849  
(E 2 1 /7 6 , publiés dans FF 1 8 4 9 II,p. 3 1 2 —3 19  et 3 5 1 —358); cf. aussi le rapport de la Com mis­
sion du Conseil national du 5 août 1849{  E 2 1 /7 6 , publié dans FF 1849 II, p. 3 6 3 —376) qui p ro ­
pose:  Le Conseil fédéral est autorisé à aviser aux mesures nécessaires touchant la restitution à 
qui de droit du matériel amené sur le territoire suisse par les réfugiés, le prompt retour de la 
masse des réfugiés dans leur patrie, et en vue de provoquer des explications positives touchant la 
signification des troupes actuellement stationnées à la frontière nord de la Suisse. Dans ce but il 
ouvrira des négociations aux conditions les plus avantageuses possibles pour la Suisse. (FF 1849 
II, p. 3 75—3 76). Proposition adoptée par le Conseil national le 6 août et par  le Conseil des Etats le 
8 août 1 8 4 9 {¥ ¥  1849 II, p. 3 7 6 —380 et 4 0 3 —407). L e  Conseil fédéral en informa A. vonMar- 
schall le 11 août 1849  (E  2 /4 3 7 ).
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E 2300 Wien 2

La Chargé d ’affaires de Suisse à Vienne, L. Steiger, 
au Président de la Confédération, J. Furrer

/?N o.83  Wien, 3. August 1849

Ich erhielt gestern mit besonderem Vergnügen das Kreisschreiben des hohen 
Bundesraths vom 27. v.M. an die eidgenössischen Stände, woraus ich entnehme, 
dass es den Bemühungen des Herrn Geschäftsträgers in Paris gelungen ist, von 
der französischen Regierung die Genehmigung zu erlangen, dass den aus der 
Schweiz ausgewiesenen Häuptern des badischen und pfälzischen Aufstandes der 
freie Durchpass ohne Aufenthalt durch Frankreich in ein zu wählendes Asyl 
gestattet ist.1 Es dürfte durch diese von der französischen Regierung eingeräumte 
Concession ein versöhnender Weg angebahnt sein für diejenigen Cantone, wel­
che in dem Beschlüsse des hohen Bundesrathes das Princip des Asylrechtes ver­
letzt fühlten und sich gegen dessen Massnahme vom 16. v.M. ausgesprochen 
haben.2 Ich bin fortwährend bemüht, die Flüchtlingsfrage und die damit so eng

1. Cf. N° 38, note 8.
2. Cf. N° 42, note 4, et N° 44, notes 2 et 3.
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